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Frühjahrsgutachten und „Memorandum 86" 
Ein Kommentar 
von Sabine SpelthahnlBerlin 

Im Abstand von zwei Tagen sind sie erschienen: am 28. April das Gutachten der fünf führenden Wirt-
schaftsforschungsinstitute und am 30. April das Gutachten der Arbeitsgruppe „Alternative Wirt-
schaftspolitik". 

Die Gutachter der Forschungsinstitute sehen 
sich zu optimistischen Aussagen veranlaßt: 
Halbierte Ölpreise mit überwiegend stimulie-
render Wirkung auf die Wirtschaft, eine ge-
schätzte Steigerung des Sozialprodukts um ca. 
3 ,5%, sinkende Inflationsrate. Positive Progno-
sen auch für den Außenhandel. Einziger Wer-
mutstropfen in der sonst so günstigen Rech-
nung: trotz leicht zunehmender Beschäftigung 
werde die Arbeitslosigkeit auch in 1986 nur ge-
ringfügig abnehmen. Um hier nachhaltigere Er-
folge zu erzielen, müßten die Weichen in der 
Geld-, Finanz- und Lohnpolitik so gestellt wer-
den, daß der konjunkturelle Schub in ein dauer-
haftes Wachstum einmünden könne. Die Preis-
stabilität dürfte daher nicht durch weitere Zins-
senkungen gefährdet werden; in der Finanzpoli-
tik raten die Gutachter zu Steuersenkung und 
Abbau der Subventionen. 
Grundtenor des Gutachtens: Die Wirtschaft flo-
riert - den Arbeitslosen nützt dies leider so gut 
wie nichts. Die wirtschaftspolitischen Empfeh-
lungen bewegen sich im Rahmen dessen, was 
auch der Sachverständigenrat den Wirtschafts-
politikern nahegelegt. Wirtschaftswachstum als 
vermeintliches Allheilmittel gegen Arbeitslosig-
keit, obwohl inzwischen klar sein dürfte, daß 
selbst optimistische Annähmen für das zu errei-
chende Wachstum nicht ausreichen, um die Ar-
beitslosigkeit auch nur auf ein erträgliches Maß 
abzubauen. 

Kein reiner Grund zur Freude sollte auch der 
sinkende Ölpreis sein; verhindert er doch, sich 
weitergehende Gedanken über Energieeinspa-
rungen zu machen. Es ist zu befürchten, daß die 
auch bisher nur zaghaften Ansätze alternativer 
Energiegewinnung vollends versanden. So wie 
insgesamt ein hohes Wachstum ein weiteres Ver-
schlimmern der Umweltsituation und des Raub-
baus ah erschöpfbaren Ressourcen wahrschein-
lich werden läßt - zumindest im Rahmen gegen-
wärtiger Strukturen. 

Die Auffassung, daß nur ein unbeirrtes Festhal-
ten am Wachstumskurs das Beschäftigungspro-
blem lösen könne, wird von den Verfassern des 
„Memorandums 86" als reine „Propagandabe-
hauptung" gewertet. Notwendig seien Sofort-
maßnahmen für eine „beschäftigungspolitische 
Offensive": Erstens ein 100 Milliarden DM-Be-
schäftigungsprogramm (= circa 800000 zusätzli-
che Arbeitsplätze), zweitens die Verkürzung der 
Wochenarbeitszeit auf 37 Stunden bei vollem 
Lohnausgleich für alle Beschäftigten (= 1,5 Mil-
lionen Arbeitsplätze). 
Die Aufgabenfelder dieses Beschäftigungspro-
gramms werden mit Gesundheits- und Bildungs-
wesen einerseits und Bereichen kommunaler 
und regionaler Versorgung andererseits wie 
Energieeinsparung, Wohnungsmodernisierung, 
öffentlicher Personennahverkehr und Umwelt-
schutz angegeben. Finanzieren lasse sich das 
Programm durch eingesparte Kosten der Ar-
beitslosigkeit sowie Verbesserung des Steuerein-
zugs (Quellensteuer für Zinsen, vermehrte Be-
triebsprüfungen), zusätzliche Belastungen für 
Besserverdienende, eine teilweise Zurück-
nahme der jüngsten Steuerreform sowie eine Er-
höhung der Mineralölsteuer. 
Es gehört schon Mut dazu, in Zeiten laufender 
Haushaltskonsolidierung unverdrossen die 
Höhe des geforderten Beschäftigungspro-
gramms aufzustocken. Immerhin betrug das ge-
forderte Volumen im Memorandum '84 noch 30 
Mrd. DM. Dagegen nehmen sich die 4,7 Mrd. 
DM im SPD-Wirtschaftsprogramm „Arbeit und 
Umwelt" ausgesprochen bescheiden aus. 
Wer wollte abstreiten, daß es noch viele sinn-
volle Bereiche gibt, in denen dieses Geld ausge-
geben werden könnte, wobei Umweltschutz und 
ein Programm zum Ausstieg aus der Kernener-
gie Priorität genießen sollte. 
Die damit verbundene Erhöhung der Staats-
quote wird vermutlich nicht nur im konservati-
ven Lager auf wenig Sympathie stoßen. Positiv 

(Fortsetzung auf S.3) 

VÖW-Arbeitstagung 

„Was ist und was soll ökologische 
Wirtschaftsforschung leisten?" 
von Eberhard Schmidt!Oldenburg 

Die Vereinigung für ökologische Wirtschaftsfor-
schung (VÖW) betritt nicht einfach wissen-
schaftliches Neuland, wenn sie die Absicht er-
klärt, Wirtschaftsforschung auf ökologische und 
soziale Ziele hin zu orientieren. Ansätze dazu 
gibt es ^eit einiger Zeit in vielfältiger Form. 
Woran es mangelt, ist eher die Anstrengung, sol-
che Ansätze zum Zwecke produktiver Konfron-
tation und gemeinsamer Weiterentwicklung zu-
sammenzuführen. 
Ludwig Trepl hat zurecht in der Auseinanderset-
zung über die Frage, ob Ökologie eine neue 
Leitwissenschaft sein könne (Kommune 4/1985, 
S. 55 ff), ökologische Wissenschaft als prakti-
sche Wissenschaft in dem Sinne bestimmt, daß 
sie einen Bezug auf „die gesellschaftliche Praxis 
im Ganzen, die Auseinandersetzung des Men-
schen miteinander und mit der Natur" haben 
müsse. In diesem Kontext erhalte sie auch ihre 
utopisch-emanzipatorischen Momente, die sich 
nicht aus „der Analyse der Wirklichkeit erge-
ben, sondern aus dem Überschreiten, aus der 
Antizipation dessen, worauf wir, gegen die 
Macht der Tatsachen, hinauswollen". So ver-
standene ökologische Analyse bedingt eine 
gründliche empirische Analyse, die Forschungs-
felder unter verschiedensten Aspekten interdis-
ziplinär aufschließt, deren Ziel es aber ist, „die 
Erfolgsvoraussetzungen sozialer Strategien" zu 
ermitteln," mit denen individuelle und kollek-
tive Handlungsspielräume" (Helmut Wiesent-
hal im Infodienst März 86) zu gewinnen wären. 
Für unsere geplante Arbeitstagung bedeutet 
das, den Versuch zu unternehmen, einen Prozeß 
der Verständigung über die Frage in Gang zu set-
zen, was ökologische Wirtschaftsforschung ist, 
sein sollte und zu leisten hätte. Konkrete For-
schungsansätze sollten vorgestellt, Forschungs-
defizite aufgewiesen und Forschungsaufgaben 
in einzelnen Feldern anvisiert werden. Im Er-
gebnis sollten kontinuierlich arbeitende Grup-
pen, Zumindestens Diskussionszirkel, entstehen 
oder, wo bereits vorhanden, erweitert und ver-
tieft werden sowie die nächsten Arbeitsperspek-
tiven der VÖW festgelegt werden. 

(Fortsetzung auf S. 4) 



Staatsversagen... Marktversagen...? 
Anmerkungen zur wirtschaftspolitischen Debatte 
in der SPD 
von Peter Seilini Berlin 

(Jahresgutachten... Fortsetzung von Seite 1) 

anzumerken ist, daß die Autoren der Arbeits-
gruppe „Alternat ive Wirtschaftspolit ik" den 
Forderungen nach Dezentralisierung teilweise 
Rechnung getragen haben, indem sie das Pro-
gramm auf kommunaler Ebene ansiedeln wol-
len. 
Hinsichtlich der Finanzierung des Beschäfti-
gungsprogramms scheint Skepsis angebracht . 
Andere Finanzierungsformen erscheinen mir 
sinnvoller, leichter durchsetzbar und nicht zu-
letzt wirksamer. Effekt iver Umweltschutz sollte 
durch zweckgerichtete Steuern finanziert wer-
den: Kläranlagen durch die Abwasserabgabe, 
Maßnahmen zur Energieeinsparung durch eine 
Erhöhung der Mineralölsteuer etc. ; eine Ver-
teuerung der Umwel tnutzung bzw. des Ressour-
cenverbrauchs würde zusätzliche Anreize schaf-
fen. Warum nicht insgesamt den Faktor Umwelt 
ver teuern und den Faktor Arbei t verbilligen. 
Formen wären viele denkbar, z.B. die Umstel-
lung der Finanzierung der Lohnnebenkos ten 
von Gehalt- und Lohne inkommen auf eine 
Wertschöpfungssteuer, eine Energiesteuer usw. 
Die Verkürzung der Wochenarbeitszeit auf 37 
Stunden könnte sicherlich einen erheblichen 
Beitrag zum Abbau der Arbeitslosigkeit liefern. 
Nur ein bißchen milchmädchenhaf t , was die ge-
schätzte Anzahl der neu geschaffenen Arbeits-
plätze betr i ff t , scheint mir diese Rechnung 
schon zu sein. Ihr Hauptmangel-liegt darin, daß 
sämtliche induzierten Ef fek te der Arbeitszeit-
verkürzung vernachlässigt worden sind (indu-
zierte Produktivitätssteigerungen, induzierte 
Wachstumsminderungen als Folge einer Ver-
schlechterung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit, induzierte Steigerungen des Arbeits-
kräf teangebots etc.) . Ohne Zweifel dürf te eine 
Arbei tszei tverkürzung mit vollem Lohnaus-
gleich, da sie für die Un te rnehmen nicht kosten-
neutral durchgeführ t werden kann , negative 
Rückwirkungen in Form verstärkter Rationali-
sierung usw. mit sich bringen. Sinnvoller er-
scheint es mir daher, entweder eine Verkürzung 
der Wochenarbeitszeit auf 37 Stunden in Form 
einer produktivi tätsorientierten und damit ko-
stenneutralen Arbei tszei tverkürzung durchzu-
führen , oder, falls politisch eine schnellere Re-
duzierung der Wochenarbeitszei tverkürzung ge-
wünscht wird, eine Subventionierung der über 
den Produktivitätsfortschrit t h inausgehenden 
Arbeitszei tverkürzung vorzunehmen. Alles an-
dere weckt nur Illusionen über den möglichen * 
Beschäft igungseffekt einer Arbeitszeitverkür-
zung. 

Mit d e m Ersche inen von F. Fa r thmanns „alter-
na t iven" Thesen zum offiziel len P rog rammen t -
wurf des Par te ivors tands ist die wir tschaf tspo-
litische D e b a t t e inne rha lb de r Sozia ldemokra-
tie ins Blickfeld einer b re i te ren Öffen t l i chke i t 
gerückt . 
Ste l lenwert des Wet tbewerbs , Mögl ichkei ten 
und G r e n z e n des Mark t e s , S taa t squote - das 
sind, s t ichwortar t ig no t ie r t , die zen t ra len 
S t re i tpunk te der Kont roverse . Mark t und 
W e t t b e w e r b werden im Programmentwur f als 
„unen tbeh r l i che" E l e m e n t e ( „Ant r i ebs fak -
t o r " und „S teuerungspr inz ip" ) e iner „auf die 
Bedür fn i s se der K o n s u m e n t e n ausger ich te ten 
P r o d u k t i o n " beschr ieben 1 . Dagegen Far th-
m a n n : „Schon bei der aus re ichenden Versor-
gung mit pr iva ten G ü t e r n hat de r M a r k t m e -
chanismus versagt" . Umwel t ze r s tö rung und 
Massenarbei ts los igkei t hä t t en dieses Versagen 
vol lends evident gemacht 2 . Auch der P rogram-
mentwurf sieht hier „prinzipiel le G r e n z e n " 
des Mark t e s , die via Staats tä t igkei t zu „korr i-
g ie ren" sind; freilich nur „ insowei t" , wie der 
Mark t „die ungleiche Vertei lung de r E i n k o m -
men und Vermögen v e r s c h ä r f t . . . und das Pro-
b lem der Arbei ts los igkei t nicht lösen k a n n . " 
W ä h r e n d Fa r thmann mit deut l icher Akzen t se t -
zung zuguns ten e ines „s ta rken S taa tes" durch-
gre i fende Umver t e i l ungen nicht nu r von Ein-
k o m m e n und Vermögen , sonde rn auch „des 
Arbe i t svo lumens und der C h a n c e n " sowie „in-
dividuel ler und kollekt iver R e c h t e " fo rde r t . 
Wo Fa r thmann Mark tve r sagen diagnost iz ier t , 
sieht DIW-Chef Hans - Jü rgen K r u p p (un te r 
Hinweis auf die derzei t bei a n n ä h e r n d 50 % 
l iegende S taa t squo te ) e h e r ein Versagen s taat-
licher Politik am Werk3 . 
D ie von F a r t h m a n n ge fo rde r t e E r h ö h u n g der 
S taa t squo te könn te nu r f inanzier t we rden , „in-
d e m m a n in immer h ö h e r e m U m f a n g die Be-
zieher kle iner und mi t t le rer E i n k o m m e n zur 
F inanz ie rung he ranz ieh t " , und sei daher abzu-
lehnen . 

Für e ine ökologisch or ien t ie r te Wir tschaf tsfor-
schung sollte es selbstvers tändl ich sein, sich 
d i f fe renz ier t mit der Leis tungsfähigkei t und 
den G r e n z e n mark twi r t schaf t l i cher und s taat-
l icher S t eue rungsmechan i smen zu befassen . 
D e r M a r k t m e c h a n i s m u s als In s t rumen t de r Al-
loka t ion de r Ressourcen versagt aus sich her-
aus völlig, wenn er sich selbst über lassen auf 
machtpol i t i sch vor s t ruk tu r i e r t en M ä r k t e n 
wirkt . A u c h im ideal typischen Model l des kon-
kur renzmäß ig „ f u n k t i o n i e r e n d e n M a r k t e s " 
k o m m t ' e s zu Wider sp rüchen zwischen d e m 
Knapphe i t s ind ika to r in F o r m des Preises und 
de r un te r s toff l ichen Al loka t ionskr i t e r i en ge-
wünsch ten Hierarch ie der relat iven Preise . 

Der Vorteil des Mark t e s als Ind ika to r fü r 
Nachf rageverha l t en und Angebotsmögl ichke i -
ten liegt im Preis als r eduz ie r t em Ausdruck 
von Einschätzungsmögl ichkei ten hinsichtlich 
Qual i tä t und Quan t i t ä t von G ü t e r n . D a s indi-
viduelle Verha l ten von K o n s u m e n t e n und In-
ves toren f inde t dezent ra l s tat t . Will man dem 
ideal typischen Marktbegr i f f nicht aufs i tzen , 
sondern die v o r g e f u n d e n e n M ä r k t e wirt-
schaftspoli t isch analys ieren, stellt sich aus 
ökologischer wie sozialer Perspekt ive die Not -
wendigkei t , M ä r k t e , d .h . in sbesondere die re-
lative Preishierarchie polit isch beg ründe t zu 
manipul ie ren (Energ ie t räge rp re i se zwischen 
E lek t roene rg i e , Öl , Kohle , E r d g a s e tc . ; Ver-
kehrs t rägerpre i se zwischen Flugzeug, A u t o , 
E i s e n b a h n , Ö P N V usw.). Die Pre i smanipula-
tion soll s t rukturpol i t i sch gewünsch tes Wahl-
verha l ten der K o n s u m e n t e n und Inves toren 
bee inf lussen . Dabe i wird nicht auf „halbher-
zige" Kar te l lgesetznovel len zuguns ten „ funk-
t ion ie render M ä r k t e " gese tz t , sondern auf 
eine, poli t ische D e b a t t e mit ansch l ießender 
En t sche idung über e ine Hie ra rch ie de r relati-
ven Preise. 

Die bewuß te s toff l iche und soziale Ums t ruk -
tu r ie rung un te r Z u h i l f e n a h m e des manipulier-
ten M a r k t m e c h a n i s m u s ver langt d i f feren-
zier te Lösungen und Entsche idungsf indungs-
e b e n e n . 
Die D e b a t t e o b „ m e h r Staat ode r weniger 
S t aa t " (bzw. Mark tve r sagen u n d / o d e r Staats-
versagen) könn te auf diese Weise verlassen 
werden . 
Ökologischer und sozialer U m b a u de r Indu-
str iegesel lschaft kann sich meines E rach tens 
nur in solch e inem Prozeß des d i f fe renz ie r ten 
gesel lschaf tspol i tschen Diskurses vol lziehen 
und zu ökologisch wie sozialpoli t isch lebens-
wer te ren Verhäl tnissen f ü h r e n . 
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